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Nationen verpflichten, sich gegenseitig 

vor der Durchführung von Militärma- 

növern zu unterrichten und auch jede 

Neubesetzung von Teilen der umstrit­

tenen Regionen zu verhindern. (WSJ,

16.7., 26.7.02) -kg-

9 Deutlichere Grenze zwischen 

China und Vietnam

Unter den Augen der eigens zu die­

sem Zweck angereisten chinesischen 

und vietnamesischen Verhandlungs­

führer in den langwierigen Verhand­

lungen über den Verlauf der gemein­

samen Grenze wurde am 13. Juli bei 

Hekou eine neue Markierung gesetzt, 

die die Grenzlinie zwischen der chi­

nesischen Provinz Yunnan und Viet­

nam bezeichnet. Der stellvertretende 

chinesische Außenminister und Leiter 

der Verhandlungsdelegation Wang Yi 

und sein vietnamesischer Counterpart 

Le Cong Phung zeigten sich während 

der Zeremonie zufrieden über das Er­

reichte und zuversichtlich im Hinblick 

auf zukünftige Schritte. Bereits En­

de Juli erfolgte die weniger zeremo­

nielle Setzung der dritten offiziellen 

Grenzmarkierung am vietnamesischen 

Grenzübergang Thanh Thuy.

Damit sind drei Grenzsteine von ins­

gesamt 1.500 derartiger Markierungen 

gesetzt worden, die innerhalb von drei 

Jahren entlang der 1.350 km langen 

gemeinsamen Landgrenze folgen sol­

len. Einigkeit über den Verlauf der 

Grenzlinie zwischen beiden Staaten 

war erst 1999 nach acht Jahre an­

dauernden zähen Verhandlungen her­

gestellt worden. Die Gespräche hat­

ten sich damals als schwierig erwie­

sen, weil von vietnamesischer Seite der 

Vorwurf erhoben wurde, chinesische 

Truppen hätten bei ihrer Invasion vi­

etnamesischen Gebiets im Krieg von 

1979 zahlreiche Grenzsteine versetzt, 

um so vietnamesisches Territorium zu 

annektieren. Auch heute, drei Jahre 

nach Beilegung des Grenzstreits, ist in 

Vietnam die Kritik an den Zugeständ­

nissen der vietnamesischen Regierung 

an China nicht verstummt.

Zwar wurde der Verlauf der Land­

grenze im Vertrag von 1999 von bei­

den Staaten fest gelegt. Aber bis heute 

überwiegt vor Ort die Unklarheit da­

rüber, wo das Territorium des einen 

Staates endet und das des anderen be­

ginnt. Wie notwendig hier eine sicht­

bare Demarkation ist, zeigt ein Vor­

fall, bei dem erst im Mai ein chine­

sischer Milizoffizier in einem Schuss­

wechsel mit vietnamesischen Polizis­

ten getötet und ein weiterer schwer 

verletzt wurde. Die chinesische Mi­

lizeinheit aus Yunnan hatte offenbar 

eine Gruppe von Kriminellen verfolgt, 

als sie seitens der vietnamesischen Po­

lizei unter Beschuss genommen wur­

de. Bis zum heutigen Tage konnte 

nicht geklärt werden, auf welcher Seite 

der chinesisch-vietnamesischen Gren­

ze sich der Vorfall ereignete. Mit der 

zügigen Setzung der Grenzsteine er­

hofft man sich daher auch, den Ver­

lauf der Demarkationslinie deutlicher 

sichtbar zu machen und damit die Ge­

fahr derartiger Vorfälle zu verringern. 

(XNA, 12.7.02; SCMP, 15.7.02; ST, 

15.7.02; WSJ, 11.7.02; Voice of Viet­

nam online, 28.7.02, nach BBC PF, 

29.7.02) -kg-

10 Botschaftssekretär in Kirgis­

tan erschossen

Am Abend des 29. Juni 2002 wurde 

in der kirgisischen Hauptstadt Bish- 

kek der erste Sekretär der chinesi­

schen Botschaft, Wang Jianping, er­

schossen. Wang befand sich zum Zeit­

punkt seiner Ermordung im Auto 

eines uighurischen Geschäftsmannes 

chinesischer Nationalität, der eben­

falls getötet wurde.

Erste Vermutungen des kirgisischen 

Innenministeriums, der Mord an den 

beiden Personen könne einen politi­

schen Hintergrund besitzen, führten 

sehr schnell zu Agentur- und Presse­

meldungen, in denen uighurische Se­

paratisten, die für eine Unabhängig­

keit Xinjiangs eintreten, als Attentä­

ter identifiziert wurden. Insbesonde­

re die russische Agentur ITAR-TASS 

wähnte sich sicher, dass Mitglieder 

der Bewegung Freies Turkestan SHAT 

(Shark Azatlyk Taskhilaty) für die 

Morde verantwortlich zeichneten.

Auch die in Singapur erscheinende 

Straits Times beteiligte sich lebhaft an 

den Spekulationen um die Hintergrün­

de der Tat und wollte aus chinesischen 

Quellen wissen, das Attentat sei als 

Rachetat für die bereits im vergange­

nen Jahr verhängte Todesstrafe gegen 

einen usbekischen Uighuren und An­

gehörigen einer uighurischen Separa­

tistengruppe, der für die Ermordung 

von drei Mitgliedern einer Delegation 

aus Xinjiang im letzten Jahr verant­

wortlich gemacht wurde, zu verstehen.

All diese Spekulationen erwiesen sich 

letztlich jedoch als haltlos. Ein po­

litischer Hintergrund des spektakulä­

ren Doppelmords konnte ausgeschlos­

sen werden. Es deuteten vielmehr alle 

Anzeichen darauf hin, dass der chine­

sische Diplomat starb, weil er sich in 

„schlechte Gesellschaft“ begeben hat­

te. Das kirgisische Innenministerium 

und die chinesische Arbeitsgruppe, die 

zur Unterstützung der Ermittlungen 

der kirgisischen Behörden angereist 

war, kamen zu der Überzeugung, dass 

der Geschäftsmann, in dessen Beglei­

tung sich Wang befunden hatte, das 

eigentliche Ziel des Anschlags war.

Man geht inzwischen offensichtlich 

von einem Auftragsmord an Um­

ar Nurmukhamedov aus Xinjiang im 

Zusammenhang mit wirtschaftlichem 

Hintergrund aus. Als möglicher Draht­

zieher wurde der uighurische Ge­

schäftsmann chinesischer Nationalität 

Tursun Khalil verhaftet, der den Frei­

luftmarkt von Bishkek betreibt. Auch 

sein Fahrer wurde festgenommen, da 

dieser die Täter zum Tatort gefahren 

haben soll. (ZXS, 30.6.02, nach BBC 

PF, 2.7.02; ITAR-TASS, 30.6.02, nach 

BBC PF, 1.7.02; ITAR-TASS, 1.7.02, 

nach BBC PF, 2.7.02; RIA, 1.7.02, 

nach BBC PF, 2.7.02; NZZ, 1.7., 

7.7.02; FT, 2.7.02; Interfax, 2.7.02, 

nach BBC PF, 3.7.02; RMRB online, 

2.7.02, nach BBC PF, 3.7.02; ST, 2.7., 

5.7.02; SCMP, 3.7.02) -kg-

Innenpolitik

11 Vorbereitungen auf den 16. 

Parteitag: Weiter Unklar­

heit über Termin und Nach­

folgeregelung

Nach mehrmonatigen intensiven Vor­

bereitungen auf den 16. Parteitag, auf 

dem die höchsten Führungsgremien 

der Kommunistischen Partei Chinas 

neu besetzt werden sollen, besteht 

auch Ende Juli noch Unklarheit über 

den Termin sowie über die Nachfolge 

in den höchsten politischen Führungs­

ämtern. Von den Gesprächen der Füh­
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rungsspitze der Partei, die sich in der 

letzten Juliwoche in dem Badeort Bei- 

daihe zu ihrer jährlichen Sommerklau­

sur eingefunden hat, drang kaum ir­

gendetwas an die Öffentlichkeit - um­

so mehr haben in den vergangenen 

Wochen die politischen Spekulationen 

an Eigendynamik gewonnen.

Anfang Juli schien sich zunächst der 

späte September als wahrscheinlicher 

Termin für die Veranstaltung zu etab­

lieren, die erfahrungsgemäß rund ei­

ne Woche beanspruchen dürfte. Seit 

der zweiten Julihälfte haben sich aller­

dings Gerüchte verdichtet, wonach der 

Parteitag bis in den November hinein 

verschoben werden könnte. Grund da­

für sind Meldungen über Auslandsrei­

sen hoher Politiker, die für die kom­

menden Monate geplant sind. So will 

Zhu Rongji in der zweiten September­

hälfte am ASEM (Asia Europe Meet- 

ing)-Gipfel in Kopenhagen teilnehmen 

und anschließend mehrere europäische 

Staaten besuchen. Anfang November 

plant Ministerpräsident Zhu Rongji 

außerdem die Teilnahme an einem 

Gipfeltreffen der ASEAN-Staaten und 

China (10 plus 1) sowie an einem 

weiteren Gipfel der ASEAN-Staaten 

mit China, Japan und Südkorea (10 

plus 3) in Kambodscha. In der ersten 

Oktoberhälfte will NVK-Präsident Li 

Peng einige südostasiatische Staaten 

besuchen. Schließlich wurde bekannt, 

dass Partei- und Staatschef Jiang Ze- 

min selbst in der zweiten Oktoberhälf­

te Präsident Bush einen Besuch ab­

statten und anschließend nach Mexiko 

Weiterreisen wird, um einem informel­

len APEC-Gipfeltreffen beizuwohnen. 

Die anhaltende terminliche Unklarheit 

spricht nicht dafür, dass sich im poli­

tischen Leben der VR China allmäh­

lich stärker regelgebundene und in­

stitutionalisierte Verfahren durchset­

zen. Die lähmende Diskretion der Füh­

rungsspitze verlangt nicht nur den 

rund 2.000 bis 3.000 zu erwartenden 

Teilnehmern des Parteitags, die sich 

über Monate verfügbar halten müssen, 

einen hohen Grad an Flexibilität ab. 

Auch die alltägliche Arbeit zahlreicher 

Partei- und Regierungsorgane dürfte 

durch die Planungsunsicherheit teil­

weise erheblich beeinträchtigt werden. 

Nicht zuletzt sind offizielle Delegatio­

nen aus dem Ausland betroffen, die ih­

re Chinareisen für den Herbst nur un­

ter dem Vorbehalt einer kurzfristigen 

Absage hochrangiger chinesischer Ge­

sprächspartner planen können. Trotz 

der Einbindung der VR China in inter­

nationale Strukturen prallen hier nach 

wie vor immer wieder unterschiedliche 

Kulturen der administrativen Plan­

barkeit und Verlässlichkeit sowie der 

Bewertung der Zeitressourcen hoch­

rangiger Führungskräfte aufeinander.

Ähnliches gilt für die weiter beste­

henden Unsicherheiten bezüglich der 

Nachfolge in den höchsten politischen 

Führungsämtern von Partei, Regie­

rung und Militär. Erstmals in der Ge­

schichte der Volksrepublik hatte sich 

seit rund zwei Jahren ein geregeltes 

und transparentes Nachfolgeverfahren 

abgezeichnet, gemäß dem Jiang Zemin 

die auf ihn vereinten Ämter an sei­

nen - wenn auch nur inoffiziell - de­

signierten Nachfolger Hu Jintao abzu­

gegeben bereit schien. Entsprechend 

hatten sich internationale Diploma­

tenkreise und Medien bemüht, sich 

auf die neue chinesische Führungsspit­

ze einzustellen, die damit in gewisser 

Weise Vorschusslorbeeren genoss. Die 

zahlreichen, von offizieller Seite nicht 

korrigierten Gerüchte jedoch, die seit 

März dieses Jahres darauf hindeuten, 

dass Jiang Zemin nicht nur das Amt 

des Vorsitzenden der Zentralen Mili­

tärkommission, sondern auch das des 

Generalsekretärs der KPCh weiterhin 

für sich beanspruchen könnte, haben 

den Glauben in ein geregeltes Nach­

folgeverfahren erschüttert. Auch Ende 

Juli herrschte nach wie vor vollständi­

ge Unklarheit über die zukünftige po­

litische Rolle Jiang Zemins.

Skeptiker befürchten, dass ein partei­

interner Lagerkampf aufbrechen könn­

te, sollte Jiang Zemin an seinem Amt 

als Parteichef festhalten. Von Vertre­

tern der verbotenen Demokratischen 

Partei Chinas soll ein - auch im Inter­

net verbreiteter - Brief an die KPCh- 

Parteizentrale geschickt worden sein, 

in dem Jiang Zemin zum Rücktritt 

aufgefordert wurde. In dem Schreiben 

wurde eine breite politische Destabili­

sierung für den Fall vorausgesagt, dass 

Jiang Zemin seine Macht nicht ab­

zugeben bereit wäre, da dies als ein 

Rückschritt in dem begonnenen Pro­

zess der Einführung stärker demokra­

tischer und rechtsstaatlicher Verfah­

ren wahrgenommen würde. (SCMP,

15.7., 5., 8.8.02; Hong Kong AFP, 22., 

25.7.02, nach FBIS, 22., 25.7.02; Ming 

Pao, 26.7.02, nach FBIS, 26.7.02; Wen 

Wei Po, 23.7.02, nach FBIS, 23.7.02;

WSJ, 16.7.02; IHT, 15., 22.7.02; ST,

17., 18.7.02; TT, 22.7.02, nach FBIS, 

22.7.02) -hol-

12 Neue Bestimmungen zur 

Einstellung von Partei- und 

Regierungsbeamten

Das Zentralkomitee der KPCh hat am 

23. Juli neue Bestimmungen zur Ein­

stellung von Partei- und Regierungs­

beamten erlassen. Die neuen „Bestim­

mungen zur Auswahl und Einstellung 

von Führungskadern in Partei und 

Regierung“ („Dangzheng lingdao gan- 

bu xuanba renyong gongzuo tiaoli1) 

löst einen entsprechenden Satz „vor­

läufiger Bestimmungen“ (zanxing tiao- 

li) aus dem Jahr 1995 ab. Offiziellen 

Kommentaren gemäß bauen die neu­

en auf den bisher gültigen Bestim­

mungen auf, berücksichtigen aber zu­

gleich jüngere Entwicklungen und Er­

folge - insbesondere hat Jiang Zemins 

parteitheoretische Neuerung der „Drei 

Repräsentationen“ (die KPCh reprä­

sentiert „die Entwicklungsbedürfnis­

se der fortschrittlichen Produktivkräf­

te Chinas, die Ausrichtung der fort­

schrittlichen Kultur Chinas und die 

fundamentalen Interessen der breiten 

Bevölkerung“) Eingang in die nun vor­

gelegten Regelungen gefunden. Ein 

konkreter Anlass für den Erlass der 

neu gefassten Bestimmungen zum ge­

genwärtigen Zeitpunkt besteht in dem 

anstehenden Wechsel von der dritten 

auf die vierte Führungsgeneration, der 

in den kommenden Monaten und Jah­

ren große Teile der rund 7 Millionen 

Führungskader in Partei- und Regie­

rungsorganen erfassen wird.

Das aus 13 Kapiteln und 74 Paragra­

phen bestehende offizielle Dokument 

wurde am 24. Juli im vollen Wortlaut 

in der Volkszeitung veröffentlicht und 

über mehrere Tage hinweg von Leit­

artikeln, autoritativen Kommentaren 

und Interviews mit hochrangigen po­

litischen Vertretern begleitet. Danach 

besitzen die neuen Bestimmungen ho­

he Bedeutung für den weiteren poli­

tischen Erfolg der KPCh und für die 

nationale Stabilität.

Sechs Prinzipien werden in dem Do­

kument für die Einstellung von Füh­

rungskadern in Partei und Regierung 

benannt, nämlich die Führungshoheit 

der Partei, die Auswahl von moralisch 

und fachlich gleichermaßen befähigten
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Kräften, die Berücksichtigung der öf­

fentlichen Anerkennung der tatsäch­

lichen Leistungen von Kandidaten, 

die Einhaltung von Transparenz, Fair­

ness, Wettbewerb und Auswahl der 

Besten, die Anwendung des demokra­

tischen Zentralismus sowie die Recht­

mäßigkeit der Auswahl- und Einstel­

lungsverfahren.

Besondere Betonung fanden in den 

Kommentaren die vorgesehenen Maß­

nahmen zur Eindämmung „schädli­

cher Praktiken“ (bu zheng zhi feng), 

die das Image der KPCh nachhal­

tig beeinträchtigten. Dazu gehörten 

verbreitete Praktiken des Nepotismus, 

der Günstlingswirtschaft, des Ämter­

kaufs, der Protektion unfähiger Ka­

der und andere ungesunde Tenden­

zen. Öffentliche Ausschreibungen offe­

ner Führungsstellen sollen den Wett­

bewerb fördern und sicherstellen, dass 

die besten Kandidaten zur Auswahl 

stehen. Um der Praxis vorzubeugen, 

dass bei Einstellungen von Führungs­

kadern nur „das Wort Einzelner oder 

einer Minderheit zählt“ (geren huo 

shaoshu ren shuo le suan), sollen 

in Zukunft parteiinterne demokrati­

sche Abstimmungsverfahren Anwen­

dung finden. Danach müssen mindes­

tens zwei Drittel der stimmberechtig­

ten Mitglieder des für die Einstellung 

zuständigen Parteikomitees anwesend 

sein; von ihnen muss sich mindestens 

die Hälfte für den betreffenden Kan­

didaten entscheiden (Paragraph 34). 

Von der Ebene der Leiter ministeri­

eller Abteilungen bzw. von Provinz­

fachbehörden abwärts soll für Neu­

einstellungen eine einjährige Probezeit 

eingeführt werden, nach deren Ablauf 

die Weitereinstellung davon abhängt, 

ob sich der Kandidat politisch, mora­

lisch und fachlich bewährt hat. Ferner 

sollen die parteiinternen und öffent­

lichen Kontroll- und Überwachungs­

mechanismen gestärkt werden, um die 

Vernachlässigung und den Missbrauch 

von Führungsämtern in Partei und 

Regierung einzudämmen. In gravie­

renden Fällen sollen Führungskader 

nach geregelten Verfahren mit Dis- 

ziplinarmaßnahmen belegt, degradiert 

bzw. ihrer Ämter enthoben werden 

können.

Die Anwendung der neuen Bestim­

mungen in der Praxis wird zeigen, ob 

sie geeignet sind, das in der Bevöl­

kerung verbreitete Image der Korrup­

tion und Günstlingswirtschaft unter

Partei- und Regierungsfunktionären 

nachhaltig aufzubessern. Innovativ er­

scheint in jedem Fall die vorgesehe­

ne Stärkung demokratischer Abstim­

mungsverfahren innerhalb der Partei. 

Die Praxis, wichtige politische Ämter 

auf Mehrheitsentscheidungen in den 

zuständigen Parteigremien zu stützen, 

hat sich teilweise auf der lokalen Ebe­

ne bereits in den vergangenen Jahren 

etabliert. Zuletzt hatten chinesische 

Medien etwa darüber berichtet, dass 

in der Provinz Guangdong die Dele­

gierten zum bevorstehenden 16. Par­

teitag durch demokratische Abstim­

mungsverfahren im Parteikomitee der 

Provinz bestimmt worden waren.

Sollte diese Praxis zukünftig tatsäch­

lich landesweit Anwendung finden, 

wäre damit im politischen System 

Chinas ein beträchtlicher Demokra­

tisierungsschritt getan. (RMRB, 23.,

24., 25., 29.7.02; Xinhua, 22.7.02, 

nach BBC PF, 23.7.02; Xinhua, 

28.7.02, nach FBIS, 28.7.02; XNA, 23., 

24.7.02) -hol-

13 Parteiaustritte als Protest 

gegen die Aufnahme von 

Privatunternehmern in die 

KPCh

Nach einem Bericht der South Chi­

na Morning Post sind im Juli meh­

rere tausend Parteimitglieder aus der 

KPCh ausgetreten, um ihrem Protest 

gegen den von Generalsekretär Jiang 

Zemin eingeleiteten Kurs zur Öffnung 

der Partei für Privatunternehmer Aus­

druck zu geben.

Ursprünglich sei geplant gewesen, den 

Massenaustritt anlässlich einer groß 

angelegten Protestveranstaltung auf 

dem Tiananmen-Platz öffentlich zu er­

klären. Als Datum soll der 1. Juli ge­

wählt worden sein. Ein Jahr zuvor, 

am 1. Juli 2001, hatte Jiang Zemin 

seine wegweisende Rede zum Thema 

der „Drei Repräsentationen“ (die KP­

Ch repräsentiert „die Entwicklungsbe­

dürfnisse der fortschrittlichen Produk­

tivkräfte Chinas, die Ausrichtung der 

fortschrittlichen Kultur Chinas und 

die fundamentalen Interessen der brei­

ten Bevölkerung“) gehalten, in deren 

Kontext er die Aufnahme von Angehö­

rigen der „neuen sozialen Schichten“, 

unter anderem von Privatunterneh­

mern, angekündigt hatte (vgl. C.a., 

2001/7, S.739-746). Die geplante Mas­

senaktion soll jedoch vereitelt worden 

sein, nachdem Nachrichten darüber an 

die Parteispitze vorgedrungen waren. 

Angeblich in Reaktion auf die par­

teiinternen Proteste erschien am 22. 

Juli in der Volkszeitung ein Leitkom­

mentar (pingluri), der eindringlich die 

Berücksichtigung der Gesamtsituation 

und die Wahrung von Einheit und Sta­

bilität beschwor.

Nach Einschätzung eines chinesischen 

Kommentators handelt es sich bei den 

nun Ausgetretenen in erster Linie um 

ältere Parteimitglieder, die der KPCh 

in der frühen Phase der Volksrepu­

blik beigetreten waren. Sie orientier­

ten sich nach wie vor sehr stark an den 

revolutionären Idealen des Kommunis­

mus, die sie durch die Aufnahme von 

Unternehmern in die Partei endgültig 

verraten sähen. Jüngere Parteimitglie­

der hingegen, die während der vergan­

genen zwei Jahrzehnte in die KPCh 

eingetreten seien, hätten im Allgemei­

nen eine deutlich pragmatischere Hal­

tung und stünden dem jüngsten par­

teipolitischen Kurs mehr oder weniger 

aufgeschlossen gegenüber. Sie würden 

nicht so weit gehen, ihre Parteimit­

gliedschaft aus ideologischen Gründen 

aufzugeben (SCMP, 7.8.02).

Tatsächlich hat die Parteiführung eini­

ge symbolträchtige Schritte unternom­

men, um die Öffnung der KPCh für die 

neuen wirtschaftlichen und sozialen 

Eliten zu signalisieren. Um die Grup­

pe von Privatunternehmern und Ma­

nagern, die in der traditionellen mar­

xistischen Rhetorik als „Kapitalisten“ 

abgestempelt wurden, mit einer po­

sitiven Konnotation zu versehen und 

ideologisch gewissermaßen hoffähig zu 

machen, wurde inzwischen in Partei­

kreisen das Konzept des so genannten 

„Management-Arbeiters“ (guanli lao- 

dong) eingeführt. Als besonders wich­

tige Träger des Aufbaus einer sozialis­

tischen Marktwirtschaft chinesischer 

Prägung sollen sie zukünftig neben 

den „Basis-Arbeitern“ (jichu laodong) 

- also den herkömmlichen Industriear­

beitern und Bauern - Aufnahme in die 

KPCh finden.

Als äußerst provokant mögen auf lang­

jährige Parteimitglieder auch Meldun­

gen wirken, denen zu Folge etwa ein 

25-jähriger Bar-Manager zum Leiter 

einer Parteizelle ernannt worden ist. 

Xu Jian, der Manager einer vielbe­

suchten Bar im Beijinger Sanlitun-
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Viertel und bereits seit fünf Jahren 

Parteimitglied ist, war mit der Lei­

tung der zu Anfang dieses Jahres dort 

eingerichteten Parteizelle betraut wor­

den. Ziel war offenbar, die Präsenz 

und Kontrolle der Partei in diesem 

auch von Ausländern besuchten Ver­

gnügungsdistrikt zu stärken. Darüber 

hinaus aber dürfte sich hinter die­

sem Schritt auch der Wunsch ver­

bergen, die KPCh für junge Men­

schen attraktiver zu machen - so spra­

chen ausländische Quellen vom „hip 

cadre“, während der englischsprachige 

Service der Xinhua Nachrichtenagen­

tur eine entsprechende Meldung viel­

deutig betitelte: „Party time in Bei­

jing pub street“. Ältere Parteimitglie­

der dürften in der Tolerierung sol­

cher und anderer „dekadenter“ Ele­

mente einen Verrat der fundamentalen 

Werte der KPCh sehen. (XNA, 6.7.02; 

RMRB, 22.7.02; ST, 12.7.02; SCMP,

30.7., 7.8.02) -hol-

14 Weitere Signale für politi­

sche Reformen

Der Begriff der „Demokratie“ bzw. 

der „Demokratisierung“ hat im offizi­

ellen Sprachgebrauch der parteistaat­

lichen Führung weiter Karriere ge­

macht, nachdem Jiang Zemin zuletzt 

in seiner „wichtigen Rede“ vom 31. 

Mai dieses Jahres das Thema diskurs­

fähig gemacht hatte (vgl. C.a., 2002/6, 

Ü 10). Mehrere Signale der vergange­

nen Wochen weisen darauf hin, dass 

ab dem bevorstehenden 16. Parteitag 

Pläne für eine im chinesischen Sinn 

verstandene Demokratisierung auf die 

politische Agenda gebracht werden.

Anfang Juli wurde Hu Jintao, stell­

vertretender Staatspräsident, Präsi­

dent der Zentralen Parteischule und 

voraussichtlicher Nachfolger Jiang Ze- 

mins als Staats- und Parteichef, mit 

folgenden Aussagen zitiert: „Die Kom­

munistische Partei muss [...] sich von 

einer revolutionären in eine herrschen­

de Partei, und von einer herrschen­

den in eine demokratisch herrschende 

Partei wandeln. Ihre internen Struk­

turen sollten sich von einer Konzen­

tration politischer Macht wandeln hin 

zu einem demokratischeren System 

mit besser geregelten Verfahren. Der 

Nationale Volkskongress, insbesonde­

re sein Ständiger Ausschuss, stellt [... 

bislang] einen Altersruhesitz für pen­

sionierte Funktionäre dar. Er sollte 

sich zu einem professionellen Parla­

ment wandeln und seine Mitglieder 

nicht durch politische Ernennungen 

gewinnen. Seine Entscheidungen soll­

ten in demokratischerer Weise getrof­

fen werden.“ (Nach SCMP, 8.7.02)

Wang Tianyi, ein Vertreter der Zent­

ralen Parteischule, führte Mitte Juli 

die Pläne für politische Reformen für 

die Zeit nach dem 16. Parteitag et­

was konkreter aus. Danach solle die 

„wichtige Rede“ Jiang Zemins vom 31. 

Mai in der Parteischule, wo dieser von 

einer „sozialistischen demokratischen 

Politik“ und einer „sozialistischen po­

litischen Zivilisation“ gesprochen hat­

te, als Grundlage für die zukünfti­

gen Reformen dienen. Laut Wang wird 

„die politische Reform in der Zukunft 

auf eine Institutionalisierung, Stan­

dardisierung und stärkere Verfahrens­

regelung der sozialistischen demokra­

tischen Politik gerichtet [sein], sodass 

demokratische Politik als ein norma­

tiver Rahmen für die Steuerung des 

politischen Lebens in China etabliert 

werden kann.“ Im gegenwärtigen poli­

tischen Reformprozess gelte es „auf der 

einen Seite, die [parteistaatliche] Au­

torität zu stärken, und auf der anderen 

Seite, das Volk zu respektieren. Das 

politische Leben des chinesischen Vol­

kes wird sich nach und nach von einem 

[Modus] absoluten Gehorsams hin zu 

einem stärker demokratischen, rechts­

staatlichen und am Einzelnen ausge­

richteten Modus wandeln. Wir haben 

einen langen und schmerzlichen Pro­

zess vor uns und müssen darauf vorbe­

reitet sein, einen beträchtlichen Preis 

dafür zu bezahlen.“ {Ta Kung Pao, 

18.7.02, nach BBC PF, 21.7.02)

Diese sibyllinischen Ausführungen zur 

„Demokratie“ stehen unter dem kla­

ren Vorbehalt, dass China sich bei 

zukünftigen politischen Reformen kei­

nesfalls am Idealtypus einer parla­

mentarischen Demokratie westlichen 

Zuschnitts orientieren will, sondern 

vielmehr seinen eigenen Weg gehen 

wird. Die jüngst formulierten Kon­

zepte könnten, müssen aber nicht, 

tatsächlich den Willen der staatli­

chen Führung signalisieren, Demokra­

tisierungsschritte anzustrengen, sofern 

diese das Machtmonopol der KP­

Ch nicht untergraben. Nicht Pluralis­

mus und Parteienkonkurrenz, sondern 

an klarere Verfahrensregeln gebunde­

ne und breiter abgestützte innerpar­

teiliche Entscheidungsprozesse sowie 

stärkere konsultative Partizipations­

möglichkeiten für ausgewählte Volks­

vertreter dürften die Formel für eine 

künftige Demokratisierung des politi­

schen Systems darstellen.

Ihren Reformwillen unterstrich die 

staatliche Führung damit, dass sie 

ebenfalls Mitte Juli ihr Plazet für 

die Durchführung eines internationa­

len Symposiums zum Thema „Politik- 

wissenschaften und China im Wan­

del“ an der Volksuniversität in Bei­

jing gab. Eine vor mehreren Jah­

ren geplante Konferenz mit ähnli­

chem Themenzuschnitt war damals 

von offizieller Seite abgesagt worden. 

Nach Einschätzungen westlicher Teil­

nehmer waren die Debatten sehr of­

fen und kritisch. Auf chinesischer Sei­

te schien man tatsächlich daran in­

teressiert, Antworten auf die wahr­

genommenen großen Herausforderun­

gen des rapiden sozioökonomischen 

Wandels und der schwindenden Le­

gitimation der politischen Herrschaft 

der Partei zu finden. Nach den Wor­

ten eines chinesischen Vertreters ha­

be man realisiert, „dass ein paar Polit­

büromitglieder nicht dort oben sitzen 

und entscheiden können, wie komple­

xe, mit Kettenreaktionen verbundene 

soziale und politische Probleme zu lö­

sen sind. Gefragt sind spezialisierte 

Kenntnisse. Wohl kann man die wirt­

schaftliche Effizienz verbessern, indem 

man die Arbeiter eines Staatsbetriebs 

freisetzt, doch dann muss man mit 

neuerlichen Protesten rechnen. Solche 

Probleme können nicht mittels simpler 

Gleichungen gelöst werden.“ (SCMP, 

19.7.02)

Als ein positives Signal wurde auf 

dem Symposium die Tatsache aufge­

nommen, dass Jiang Zemin ebenfalls 

Mitte Juli persönlich eine Ansprache 

vor Vertretern der Chinesischen Aka­

demie für Sozialwissenschaften in Bei­

jing hielt, in der er die bedeutende 

Rolle der Sozialwissenschaften für das 

Gelingen der weiteren Reformvorha­

ben in China herausstellte. Mit einer 

Emphase, die Anlass für eine promi­

nente Berichterstattung über das Er­

eignis in den offiziellen Medien gab, 

führte Jiang aus, dass Philosophie und 

Sozialwissenschaften mit ihrem jewei­

ligen Spezialwissen eine unersetzliche 

Rolle beim Aufbau eines „Sozialismus 

chinesischer Prägung“ und bei der Lö­

sung wichtiger theoretischer und prak­
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tischer Fragen spielten. Auch dieser 

Schritt einer offiziellen Aufwertung 

der Sozialwissenschaften kann als ein 

- zumindest vorsichtiges - Bekennt­

nis zur Notwendigkeit politischer Re­

formen verstanden werden. (RMRB, 

17.7.02) -hol-

15 Verschärfte staatliche Fern­

sehzensur nach Falungong- 

Protestaktionen

Die Staatliche Verwaltungsbehörde 

für Rundfunk, Film und Fernsehen 

(SARFT) hat die Zensur von in China 

ausgestrahlten in- und ausländischen 

Fernsehprogrammen verschärft. Die 

Zensurmaßnahmen sind als Reaktion 

auf wiederholte Protestaktionen von 

Mitgliedern der Falungong-Bewegung 

zu verstehen, denen es seit Beginn die­

ses Jahres mehrfach gelungen war, das 

staatliche Fernsehen zu unterbrechen 

und stattdessen eigene Filmmateriali­

en auszustrahlen (vgl. C.a., 2002/3, Ü 

12, 2002/5, Ü 13, 2002/6, Ü 13).

So wurde seit dem 1. Juli die Aus­

strahlung des BBC-Senders „World 

Channel“ in China für einen mehrtägi­

gen Zeitraum unterbunden, nachdem 

dort im Rahmen einer mehrfach wie­

derholten Nachrichtensendung Bildse­

quenzen der Falungong-Bewegung ge­

zeigt worden waren. Die Behörde be­

gründete den Schritt nicht. Der eng­

lischsprachige Kanal kann in Chi­

na nur in höherklassigen Hotels und 

in von Ausländern bewohnten Apart­

mentblöcken empfangen werden. Der 

BBC „World Channel“ ist einer von 

26 ausländischen Fernsehkanälen, die 

in China offiziell ausgestrahlt wer­

den dürfen, allerdings nur über einen 

staatlich betriebenen Satelliten, was 

der chinesischen Seite die volle Kon­

trolle über die ausgestrahlten Pro­

gramme ermöglicht.

Ebenfalls zum 1. Juli trat außerdem 

eine neue Bestimmung der SARFT in 

Kraft, die es lokalen Fernsehsendern 

auf Kreisebene verbietet, ihre eige­

nen Programme direkt auszustrahlen. 

Stattdessen müssen sie zukünftig den 

Umweg über bereits bestehende oder 

eigens neu eingerichtete Kanäle der 

jeweils übergeordneten Provinzbehör­

den gehen - eine Maßnahme, die of­

fenbar darauf abzielt, eine durchgängi­

ge Kontrolle lokaler Fernsehprogram­

me zu ermöglichen. Fernsehstationen 

auf Kreisebene, so kommentierte ein 

SARFT-Vertreter, die bisher eine rein 

operative Rolle als Betreiber hatten, 

müssten zukünftig für die ausgestrahl­

ten Inhalte ihrer Sendungen verant­

wortlich zeichnen.

Mit diesen jüngsten Zensurmaßnah­

men reagieren die Behörden auf wie­

derholte Fälle, in denen Vertreter der 

Falungong-Bewegung lokale Fernseh­

sender „gekapert“ hatten. Ende Juni 

war es sogar gelungen, mehrfach das 

staatliche Satellitenfernsehen zu un­

terbrechen, eine neue, technisch sehr 

anspruchsvolle Form des Protests, die 

großes Aufsehen erregt hatte. Inzwi­

schen haben die staatlichen Behörden 

offenbar intensive Untersuchungen an­

gestrengt, um die Verantwortlichen zu 

identifizieren, allerdings bislang oh­

ne klare Ergebnisse. Es drang allein 

durch, dass die Quelle der „Kaper“- 

Aktion außerhalb des Landes vermu­

tet wird; Zeitungen aus der Regi­

on gaben Vermutungen wieder, wo­

nach Hongkong oder Taiwan als Basis 

der „Satelliten-Piraten“ gedient haben 

könnte. Von offizieller chinesischer Sei­

te wurde angekündigt, dass man Inter­

pol für die Fahndung nach den Ver­

antwortlichen einschalten wolle, sollte 

sich die Vermutung einer Basis außer­

halb des Landes bestätigen.

Unterdessen ist der dritte Jahrestag 

des Verbots der Falungong-Bewegung 

durch die chinesische Führung am 22. 

Juli ohne Meldungen über Protestak­

tionen in China verstrichen. Stattdes­

sen haben sich, wie sich bereits seit 

dem letzten Jahr abgezeichnet hat, 

die Proteste von Falungong-Anhän- 

gern zunehmend ins Ausland verla­

gert. Entsprechend sind ausländische 

Regierungen immer öfter vor die Ent­

scheidung gestellt, mit der Zulassung 

von Protesten die Empörung der chi­

nesischen Regierung auf sich zu zie­

hen oder aber sich umgekehrt dem 

wachsenden Druck chinesischer Dip­

lomaten zu beugen und dafür die 

Kritik der heimischen Öffentlichkeit 

zu provozieren. Zuletzt waren in Is­

land und Litauen Proteste der Falun­

gong-Bewegung unterbunden worden, 

die anlässlich von Besuchen Jiang Ze- 

mins geplant waren. Die isländischen 

Behörden waren so weit gegangen, 

Dutzenden von Falungong-Anhängern 

die Einreise zu verweigern, was in­

ternational Proteste ausgelöst hatte. 

Auf dem Flughafen von Auckland in

Neuseeland wurde ein für die Falun­

gong-Bewegung werbendes Plakat auf 

Geheiß der Flughafenverwaltung ent­

fernt, nachdem sich chinesische Flug­

gäste darüber empört hatten.

Ein Ende der Eskalation des politi­

schen Konflikts um die Falungong-Be­

wegung, der international immer wei­

tere Kreise zieht, ist damit nicht abzu­

sehen. (XNA, 10., 11., 27.7.02; SCMP,

6., 15., 17.7.02; WSJ, 4., 7., 9., 17.7.02; 

Hong Kong AFP, 4., 22.7.02, nach 

FBIS, 4., 22.7.02; Ming Pao, 10.7.02, 

nach FBIS, 10.7.02; ST, 10.7.02; TT, 

21.7.02, nach FBIS, 22.7.02) -hol-

16 Todesstrafe auf dem Prüf­

stand?

In den vergangenen Wochen hat in 

China eine Diskussion über die Todes­

strafe eingesetzt. Verschiedene politi­

sche und Rechtsmagazine haben sich 

an der Debatte beteiligt, die erst­

mals eine kritische internationale Dis­

kussion dieses Themas anschloss. Auf 

dem Prüfstand stehen nicht ethische 

Fundamentalfragen bzw. grundsätzli­

cher Sinn und Zweck der Todesstra­

fe. Vielmehr steht die Frage nach ei­

nem angemessenen Ausmaß der Ver­

hängung dieser kapitalen Strafform 

im Vordergrund, die nach Berich­

ten internationaler Menschenrechtsor­

ganisationen in der VR China häufi­

ger angewandt wird als in allen restli­

chen Staaten der Welt zusammenge­

nommen. So schätzt Amnesty Inter­

national die Zahl der jährlich in Chi­

na verhängten Todesurteile auf rund 

10.000, von denen bei weitem nicht al­

le in den Medien dokumentiert werden 

(im Jahr 2001 zählte Amnesty Inter­

national in den offiziellen chinesischen 

Medien 4.015 verhängte Todesurteile 

und 2.468 Hinrichtungen).

Den Ausschlag für die jüngste Debat­

te gaben offenbar mehrere Fälle, in 

denen bereits verhängte Todesurtei­

le mehr oder weniger kurz vor ihrer 

Vollstreckung durch die Einschaltung 

engagierter Anwälte revidiert wurden. 

In der Mehrzahl handelte es sich um 

Berufungsfälle, die von Provinzgerich­

ten abschließend entschieden worden 

waren. Häufig finden die Verfahren 

in großer Eile - innerhalb weniger 

Wochen oder Monaten - statt, mit 

zahlreichen Verfahrensfehlern, oft oh­

ne echten Anwaltschutz und ohne ein­
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gehende Überprüfung der Beweislage. 

Besonders in Phasen politisch initi­

ierter strafrechtlicher Kampagnen, wie 

den 1997 und erneut seit 2001 be­

triebenen „Strike-hard“ (yanda)-Ak­

tionen, werden im Eilverfahren hohe 

Zahlen von Todesurteilen ausgespro­

chen, um bestimmte politische gesetz­

te „Quoten“ zu erfüllen. Formaljuristi­

sche Fortschritte, die im Strafrechts­

system der VR China seit der Ver­

abschiedung des „Anwaltsgesetzes“ im 

Jahr 1996 (vgl. C.a., 1996/5, Ü 9) und 

der Revision des Strafgesetzbuches im 

Jahr 1997 (vgl. C.a., 1997/3, Ü 9; 

u.a. Aufnahme der UnschuldsVermu­

tung) durchaus zu verzeichnen sind, 

werden durch derartige Praktiken auf­

gewogen. Angesichts der verbreiteten 

Mängel der provinziellen „Schnelljus­

tiz“ hat eine Überprüfung dort, wo 

sie in letzter Minute angestrengt wird, 

häufig Aussicht auf Erfolg.

So berichteten die deutsche ZEIT und 

der amerikanische Christian Science 

Monitor jünst über einen Rechtsan­

walt namens Li Yunlong aus der Pro­

vinz Jiangxi, der in 15 von 18 Fäl­

len Todesurteile erfolgreich abgewandt 

hat. Dies gelang durch die Geltend­

machung mildernder Umstände oder 

die Aufdeckung von Verfahrensfehlern 

der Gerichte. Während immer wie­

der Repressalien gegen Rechtsanwäl­

te bekannt werden, äußerte Li Yun­

long, dass er bislang seiner Arbeit ha­

be unbehelligt nachgehen können. Ei­

nem Korrespondenten gegenüber er­

klärte der Rechtsanwalt, offenbar ge­

prägt von buddhistischer Ethik: „My 

family taught [that] one should walk 

without killing the ants. Killing is not 

the right way to solve problems.“ Auf 

immer wieder vorgebrachte Einwände, 

wonach sich die Zahl der Todesstrafe 

gemessen an der Zahl der Gesamtbe­

völkerung Chinas ja relativ klein aus­

nehme, erwidere er regelmäßig, dass in 

Indien, das immerhin ebenfalls fast ei­

ne Million Menschen beheimate, nur 

fünf oder sechs Menschen hingerichtet 

worden seien.

Derartige ethische Erwägungen schei­

nen in der jüngsten Debatte über die 

Todesstrafe eher die Ausnahme. Im 

Mittelpunkt steht vielmehr die Frage 

nach der angemessenen Zahl der Straf­

rechtsbestände, in denen die Todes­

strafe verhängt werden kann, und da­

mit die Frage nach der Verhältnismä­

ßigkeit dieses Sanktionsmittels. Wie 

ein 14-seitiger Artikel der chinesischen 

Zeitschrift Nachrichtenwoche (Xinwen 

Zhoukari) darlegte, der erstmalig die 

von Amnesty International ermittel­

ten Zahlen zur Anwendung der To­

desstrafe in China zitierte, stand in 

der ersten Version des Strafgesetzbu­

ches von 1979 auf 28 Verbrechen die 

Todesstrafe; heute betrage die Zahl 

mit 68 Strafrechtsbeständen beinahe 

das Dreifache, wovon es sich bei 19 

Delikten um reine Wirtschaftsdelikte 

handle. Chen Xinliang, Rechtsexperte 

der Peking-Universität, wurde mit der 

Forderung zitiert, die Todesstrafe auf 

15 bis 20 Delikte zu beschränken.

Ein Wandel in der öffentlichen Mei­

nung findet nach Aussagen Li Yun- 

longs außerdem bezüglich der Höhe 

der Schadenssummen statt, ab denen 

die Verhängung einer Todesstrafe indi­

ziert sei. Während früher bereits De­

likte mit einer Schadenssumme von 

30.000 Yuan mit dem Tode geahndet 

werden konnten, sei die Schwelle in­

zwischen auf 500.000 Yuan angehoben 

worden. In der Rechtsprechungspra­

xis sei zu beobachten, dass Todesurtei­

le bei Wirtschaftsdelikten gegenwär­

tig nur noch ab einer Schadensschwelle 

von drei bis vier Millionen Yuan ver­

hängt würden.

Neben der Reduktion der Zahl und 

Schadenshöhe der mit der Todes­

strafe belegten Wirtschaftsdelikte for­

dern chinesische Rechtsexperten au­

ßerdem, dass strittige Berufungsver­

fahren nicht abschließend von Pro­

vinzgerichten behandelt werden, son­

dern dass in solchen Fällen das höchst- 

instanzliche Gericht in Beijing einge­

schaltet wird. Kürzlich war es einem 

Anwalt gelungen, einen Richter beim 

Obersten Gericht in Beijing mit ei­

nem Fall zu befassen; dieser konnte 

daraufhin die Hinrichtung eines fälsch­

lich zum Tode Verurteilten in letz­

ter Minute abwenden. Schließlich wird 

gefordert, klarere juristische Regelun­

gen zu formulieren, um im Zweifelsfall 

die Vollstreckung eines Todesurteils zu 

dessen Überprüfung für ausreichende 

Zeit aufhalten zu können.

Gerade die zuletzt genannten Forde­

rungen könnten, sofern sie auf Gehör 

stoßen, den Beginn für eine grundsätz­

lichere juristische Auseinandersetzung 

mit der Todesstrafe markieren. Grund 

zur Hoffnung gibt auch die Anbin­

dung an die internationale Diskussion 

zu diesem schwierigen Thema. (XNA, 

3.6.02; Die Zeit, 23/2002, 29.5.02; The 

Christian Science Monitor, 3.7.02; Die 

Welt, 29.7.02) -hol-

17 Demarkation von Gebiets­

grenzen innerhalb Chinas 

abgeschlossen

Offiziellen Angaben zu Folge ist im Ju­

li ein zehnjähriges Programm zur De­

markation von Grenzlinien zwischen 

Gebietskörperschaften innerhalb des 

Territoriums der VR China abge­

schlossen worden. In dem Bemühen, 

Ressourcenkonflikte entlang strittiger 

Grenzlinien abzubauen, wurden in den 

vergangenen Jahren insgesamt 62.000 

km Grenzstrecken zwischen Provin­

zen und 416.000 km Grenzstrecken 

zwischen Kreisen neu bestimmt und 

amtlich festgehalten. Über 200.000 

Landvermesser waren dabei im Ein­

satz, von denen über hundert auf­

grund schwieriger geographischer Be­

dingungen oder der Verwicklung in 

Grenzkonflikte ums Leben kamen bzw. 

schwere Verletzungen davontrugen.

Eine Verordnung des Staatsrats hat 

nun die neu abgesteckten Grenzlini­

en fixiert und ihre Rechtskraft bestä­

tigt. Vor der Durchführung des De­

markationsprogramms sollen nur 5% 

der Grenzlinien rechtlich fixiert ge­

wesen sein; 77% galten gemäß Ge­

wohnheitsrecht, jedoch ohne legalen 

Status; 18% der Provinz- und Kreis­

grenzen schließlich galten als umstrit­

ten. Zwischen 1949 und 1989 wurden 

über 800 Grenzstreitigkeiten verzeich­

net, die sich auf 29 Provinzen und 330 

Kreise erstreckten.

Notorische Konflikte bestanden insbe­

sondere an den Grenzen zwischen den 

Provinzen bzw. Autonomen Regionen 

Gansu und Qinghai, Tibet und Qing- 

hai, Gansu und Xinjiang sowie Gui- 

zhou und Hunan. 1995 kam es zu einer 

bewaffneten Auseinandersetzung un­

ter rund 3.000 Einwohnern im Grenz­

gebiet zwischen den beiden letztge­

nannten Provinzen. Dabei kamen acht 

Menschen zu Tode, mehr als hundert 

wurden verletzt.

Doch nicht nur in den entlegenen 

Westregionen, sondern auch im wirt­

schaftlich weit entwickelten Osten des 

Landes war es immer wieder zu Grenz­

konflikten gekommen. So berichte­

te das Hongkonger Information Cen-
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tre for Human Rights and Democra- 

cy jüngst von Ausschreitungen auf­

gebrachter Bauern im Verwaltungs­

territorium des Bezirks Wenzhou in 

der Provinz Zhejiang. Im Zuge ei­

ner im März dieses Jahres vorge­

nommenen neuen Grenzziehung zwi­

schen zwei Distrikten des Verwal­

tungsgebiets wurden zahlreiche Bau­

ern bei der Entschädigung für enteig­

neten Grund und Boden schlechter ge­

stellt. Der Distrikt, dem die betrof­

fenen Grundstücke neuerdings zuge­

schlagen wurden, zahlte im Vergleich 

zu dem Distrikt, dem sie zuvor an­

gehört hatten, nur die knappe Hälfte 

der flächenbezogenen Entschädigungs­

summe. Der mit der neuen Grenzzie­

hung einhergehende Wertverlust gab 

im Juni mehreren hundert Bauern An­

lass, das Regierungsgebäude in Wen­

zhou zu stürmen und eine gerechte 

Entschädigungspolitik zu verlangen. 

(SCMP, 17.7.02; Hong Kong Informa­

tion Centre for Human Rights and 

Democracy, 12.7.02, nach BBC PF, 

15.7.02) -hol-

18 Lockerung der Restriktio­

nen volksreligiöser Aktivitä­

ten in Beijing

Die offizielle Chinesische Nachrichten­

agentur (Zhongguo Xinwen She) hat 

Mitte Juli davon berichtet, dass der 

Ständige Ausschuss des Volkskongres­

ses der Stadt Beijing eine Verordnung 

zu Religionsfragen verabschiedet hat, 

die erhebliche Lockerungen bisheriger 

Restriktionen vorsieht.

Danach soll es innerhalb von Tempeln 

und anderen religiösen Stätten der Ge­

bietskörperschaft Beijing zukünftig er­

laubt sein, verschiedene Weissageme­

thoden, das Werfen von „Glücksstäb­

chen“, das Lesen aus physiognomi- 

schen Merkmalen, Acht-Zeichen-Dia­

grammen, etc. sowie Exorzismus und 

andere volksreligiöse Aktivitäten zu 

praktizieren. Solche Praktiken sind 

in chinesischen Tempeln faktisch weit 

verbreitet, galten allerdings bisher als 

„Aberglauben“ und waren als solche 

nicht erlaubt. Mehrere Mitglieder des 

Ständigen Ausschusses des Beijinger 

Volkskongresses hatten sich gegen ein 

offizielles Verbot derartiger, den tra­

ditionellen religiösen Lehren entsprin­

gender Praktiken ausgesprochen, da 

sie darin eine Beeinträchtigung „nor­

maler religiöser Aktivitäten“ sahen. 

Eine Erlaubnis würde keinerlei nega­

tiven Einfluss auf das gesellschaftliche 

Leben haben.

Explizit erlaubt werden soll ferner 

der Handel mit religiösen Kunstge­

genständen, Devotionalien und ande­

ren Produkten. Laut Bericht der Chi­

nesischen Nachrichtenagentur soll au­

ßerdem der Vertrieb von religiösen 

Zeitschriften und anderen Publikati­

onsmaterialien gestattet werden, und 

zwar auch außerhalb religiöser Stät­

ten - eine Neuerung, die, sofern sie 

verwirklicht wird, in starkem Gegen­

satz zu dem bislang sehr restrik­

tiv gehandhabten Verkauf von reli­

giösem Schriftmaterial stehen wür­

de. Erleichtert werden solle schließlich 

die Gründung religiöser Einrichtungen 

und Schulen, die Organisation von re­

ligiösen Kursen, Seminaren etc.

Ein Artikel der Hongkonger South 

China Morning Post korrigierte den 

genannten Artikel dahingehend, dass 

die endgültige Verabschiedung der be­

treffenden Verordnung noch ausste­

he. Nach Angaben eines Sprechers 

des Gesetzgebungsausschusses hand­

le es sich bislang nur um einen Vor­

schlag, der von zuständigen Gesetz­

gebern des Beijinger Volkskongresses 

diskutiert worden sei. Widerstand be­

stehe insbesondere in Fragen des Ver­

triebs religiöser Publikationen außer­

halb von Tempeln und anderen religi­

ösen Stätten.

Trotz dieser Einschränkung bestätigt 

die Debatte den Trend einer Locke­

rung formaler Restriktionen des reli­

giösen Alltagslebens der in China offi­

ziell anerkannten fünf Großreligionen, 

der sich seit dem vergangenen Jahr 

angedeutet hat (vgl. C.a., 2001/12, 

Ü 12). Sollte die geplante Liberalisie­

rung volksreligiöser Aktivitäten in der 

Hauptstadt tatsächlich Fuß greifen, so 

könnte davon eine Signalwirkung für 

das ganze Land ausgehen.

Klar von diesem Trend zu unter­

scheiden ist allerdings der nach wie 

vor sehr restriktive Umgang mit al­

len solchen quasi-religiösen Aktivitä­

ten, die im Gefolge des Verbots der 

Falungong-Bewegung vor drei Jahren 

als gefährliche „Kulte“ kriminalisiert 

werden. Laut chinesischer Sprachrege­

lung bewegen sich derartige Aktivi­

täten außerhalb des Spektrums nor­

maler Religionsausübung und wer­

den folglich von den sich nun ab­

zeichnenden Lockerungen nicht er­

fasst. (Zhongguo Xinwen She, 18.7.02, 

nach FBIS, 18.7.02; SCMP, 20.7.02^ 

WSJ, 6.2.02; Gespräch mit einem chi­

nesischen KPCh-Vertreter) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

19 Gesetz zur Verbreitung von

Wissenschaft und Technik

Am 29. Juni 2002 hat der Ständi­

ge Ausschuss des NVK ein Gesetz 

zur Verbreitung von Wissenschaft und 

Technik verabschiedet. Es wurde am

4. Juli 2002 in der Volkszeitung veröf­

fentlicht und trat umgehend in Kraft. 

Bekanntlich hatte Deng Xiaoping der 

Wissenschaft eine herausragende Be­

deutung für seine Modernisierungs­

und Reformpolitik beigemessen und 

Ende der 1980er Jahre Wissenschaft 

und Technik sogar als die wichtigsten 

Produktivkräfte bezeichnet. Seitdem 

bemühen sich Partei und Regierung 

unablässig, Wissenschaft und Tech­

nik zu breiter Anerkennung zu ver­

helfen und wissenschaftlich-technische 

Kenntnisse in der Bevölkerung zu ver­

breiten. Auf dem XIV. Parteitag 1992 

wurde die Parole „Wissenschaft und 

Bildung sollen das Land zur Blüte füh­

ren“ zur Strategie erhoben. Um diese 

Strategie zu verwirklichen, das wissen­

schaftliche und kulturelle Niveau der 

Bevölkerung zu heben sowie die wirt­

schaftliche Entwicklung und den sozia­

len Fortschritt voranzutreiben, wurde 

das aus 34 Artikeln bestehende Gesetz 

erlassen. Es regelt, wer für die Aufga­

be zuständig ist und wie die Durch­

führung gewährleistet werden soll.

Zuständig für die Verbreitung von 

Wissenschaft und Technik sind laut 

Art. 3 staatliche Organe, das Mili­

tär, gesellschaftliche Organisationen, 

Unternehmen und Betriebe, ländli­

che Basisorganisationen und ande­

re Organisationen. Die Bürger ha­

ben das Recht, an derartigen Aktivi­

täten teilzunehmen. Die Verbreitung 

von Wissenschaft und Technik ist ei­

ne langfristige Aufgabe des Staates, 

heißt es in Art. 4. Der Staat unter­

stützt hierbei insbesondere Minderhei­




